
 

Kleine Anfrage 

Volker Richter (AfD), Claudia Papst-Dippel (AfD), Arno Enners (AfD), 

Dimitri Schulz (AfD) und Andreas Lichert (AfD) vom 14.Januar 2021 

Nutzung von Faxgeräten durch hessische Behörden und Ministerien 

und  

Antwort  

Chef der Staatskanzlei 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 

Der Beantwortung einer an die Bundesregierung gerichteten Anfrage zufolge sind in Bundesministerien derzeit 
noch über 900 Faxgeräte im Einsatz. Einschlägigen Presseartikeln zufolge kommen auch in einigen Behörden 
und Ämtern der Bundesländer, wie etwa in rheinland-pfälzischen Gesundheitsämtern, noch Faxgeräte zum 
Einsatz. 
 
Diese Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Ein-
vernehmen mit der Ministerin für Bundes- und Europaangelegenheiten und Bevollmächtigten des 
Landes Hessen beim Bund, der Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung, dem Minister 
für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen, dem Minister des Innern und für Sport, dem 
Minister der Finanzen, der Ministerin der Justiz, dem Kultusminister, der Ministerin für Wissen-
schaft und Kunst, der Ministerin für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz und dem Minister für Soziales und Integration wie folgt: 
 
 
Frage 1. Sind bei der hessischen Landesregierung derzeit noch Faxgeräte im Gebrauch und – falls ja – in 

welchen Ministerien und in welcher jeweiligen Anzahl? 
 
Zur Beantwortung der Frage 1 wird auf die beigefügte Anlage 1 verwiesen. 
 
Diese bezieht sich auf herkömmliche Faxgeräte, so dass beispielsweise Multifunktionsgeräte nicht 
in der Anlage aufgelistet sind. 
 
 
Frage 2. In welchen hessischen Behörden und Ämtern kommen nach Kenntnis der Landesregierung derzeit 

noch Faxgeräte zum Einsatz? (Bitte unter Nennung des jeweiligen Amtes bzw. der jeweiligen Be-
hörde im Einzelnen nennen) 

 
Zur Beantwortung der Frage 2 wird auf die beigefügte Anlage 2 verwiesen. 
 
Diese bezieht sich auf herkömmliche Faxgeräte, so dass beispielsweise Multifunktionsgeräte nicht 
in der Anlage aufgelistet sind. 
 
 
Frage 3. Hält die Landesregierung die Verwendung von Faxgeräten für bestimmte Zwecke für notwendig – 

und falls ja – aus welchen Gründen?  
 
Frage 4.  Bestehen gesetzliche Vorschriften oder Verwaltungsvorschriften, in denen die obligatorische Ver-

wendung von Faxgeräten für bestimmte Sachverhalte normiert ist (Bitte nach einzelnen Vorschriften 
unter Nennung des jeweiligen Paragraphen/der jeweiligen Normenbezeichnung und des betreffen-
den Regelungswerkes gesondert aufschlüsseln.)? 

 

Die Fragen 3 und 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam wie folgt beantwortet: 

Weiterhin werden die noch vorhandenen Faxgeräte genutzt, um im Sinne der Kunden- bzw. Bür-
gerfreundlichkeit möglichst zahlreiche Zugangskanäle zur Verwaltung hin zu eröffnen. 
 
Nach wie vor stellt die Nutzung von Faxgeräten beispielsweise einen wichtigen Kommunikations-
weg zwischen Verwaltung und Gerichten dar. Die Faxgeräte werden zur Übermittlung von frist-
wahrenden Schriftsätzen etwa an Gerichte oder Kanzleien genutzt, um eine fristgemäße Übermitt-
lung zu dokumentieren. 
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Auch ist die Verwendung von Telefaxgeräten als weitere Redundanzmöglichkeit bei technischen 
Ausfällen erforderlich. So stellen z.B. die Faxgeräte im Krisenzentrum der Landesregierung ne-
ben den Kommunikationsmitteln wie z.B. Telefon, Funk, Satellitentelefon und Email nach wie 
vor die Kommunikation mit den Führungseinrichtungen des Brand- und Katastrophenschutzes 
sowie des Rettungsdienstes, allen voran die Führungsstäbe, sicher. 
 
Gesetzliche Vorschriften, die die alleinige Verwendung von Faxgeräten für bestimmte Sachver-
halte zwingend vorschreiben, sind indes nicht bekannt. Eine abschließende und vollständige Be-
antwortung der Frage, ob es in Einzelfällen solche gesetzlichen Regelungen gibt, würde die 
Durchsicht und Analyse des gesamten europa-, bundes- und landesrechtlichen Bestandes an 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erfordern, die mit verhältnismäßigem Aufwand nicht zu 
leisten ist.  
 
Die Übermittlung von Dokumenten durch Telefax im Bereich der öffentlichen Verwaltung wird 
jedoch von zahllosen Vorschriften zugelassen bzw. vorausgesetzt. In dem Rechtsportal „juris“ 
werden in der Rubrik Vorschriften zu dem Suchbegriff „Telefax“ allein 17.647 Treffer angezeigt. 
Da nach ständiger Rechtsprechung in vielen Bereichen für die wirksame Abgabe rechtsgeschäft-
licher oder prozessualer Erklärungen die Übermittlung per Telefax ausreicht, stellt das Telefax 
insbesondere auch für die Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bürgern und Verwaltung 
oder Gerichten sowie zwischen Verwaltungen und Gerichten oder Verwaltungen untereinander 
nach wie vor einen praktisch bedeutsamen Kommunikationszugang dar.  
 
Die ausschließliche Nutzung von Faxgeräten zum Versenden von Schriftstücken ist hingegen nach 
einer stichprobenartigen Überprüfung in folgenden Verwaltungsvorschriften vorgesehen:  
 
 § 42 Nr. 4.3 und § 49 Nr. 3.2.2 der Verwaltungsvorschriften zu den hessischen Vollzugsge-

setzen – ohne Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz (HVV), Runderlass. des HMdJ vom 
08.03.2017, Justizministerialblatt (JMBl.). S. 249 sowie  

 
 § 40 Nr. 5.3 und § 43 Nr. 3.2.2 der Verwaltungsvorschriften zum Hessischen Sicherungsver-

wahrungsvollzugsgesetz – (HVSV), Runderlass. des HMdJ vom 08.03.2017, JMBl. S. 331. 
Erlass des Hessischen Ministeriums der Justiz vom 3. Juli 2020 (1464 – IV/A3 – 2013/11585 
– IV/A) hinsichtlich der Mitteilung an Polizeidienststellen gemäß Nr. 23 Buchstabe a) und Nr. 
51 Abs. 2 Buchstabe a) VGO. 

 
 
Wiesbaden, 16. März 2021 

Axel Wintermeyer 
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